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Vereinbarung zur Abführung von Mandatsträger*innen-Beiträgen an

Die Linke Kreisverband ______________________________


Hiermit treffen 

__________________________________________________________________________________
(Vor- und Nachname, Anschrift, im Folgenden: Mandatsträger*in)


und Die Linke Kreisverband ____________________________________________________________, 

vertreten durch zwei Mitglieder des geschäftsführenden Kreisvorstandes
(im Folgenden: der Kreisverband),

folgende Regelung zur Abführung von Mandatsträger:innenbeiträgen:


1.	Als Ratsmitglied, Bezirksvertretungs- bzw. Gemeinderatsmitglied, Sachkundige:r Bürger:in, Aufsichts- bzw. Verwaltungsratsmitglied, Wahlbeamtin/-beamter oder Bürgermeister:in verpflichtet sich die/der Mandatsträger:in entsprechend der Satzungen von Bundes- und Landespartei sowie der entsprechenden Ausführungen in den Finanzordnungen, Mandatsträger:innenbeiträge an den Kreisverband zu entrichten.

2.	Die/der Mandatsträger:in führt 50 Prozent der Bezüge, die sie/er als pauschale Entschädigung für das Ehrenamt erhält (Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder), an den Kreisverband ab. Ausdrücklich von einer Abführung ausgenommen sind Verdienstausfallgelder, Fahrtkosten- oder sonstiger Kostenersatz.
	Für Wahlbeamt:innen oder Bürgermeister:innen werden einkommensabhängige Sonder-regelungen getroffen. Richtschnur sind hier 15% der Nettobezüge.

3.	Abweichungen von diesen Regelungen sind möglich, wenn

a) die Bezüge auf Sozialleistungen (Grundsicherung, Bürgergeld, Wohngeld, BAföG usw.) oder Renten angerechnet werden. Der Kreisverband 

O		stellt in diesem Fall die Abführung frei.

O		erhebt in diesem Fall einen abweichenden Prozentsatz von _______________.

O		erhebt in diesem Fall einen Festbetrag von monatlich ___________________.
		
		(Zutreffendes bitte ankreuzen bzw. eintragen)

b) 	sich die finanzielle Situation der Mandatsträgerin/des Mandatsträgers im Laufe der Wahlperiode aus anderen Gründen verschlechtert. In diesem Fall sucht die/der Mandatsträger:in das Gespräch mit der/dem Schatzmeister:in, um eine Lösung zu finden. Die abschließende Entscheidung trifft der Kreisvorstand.

Entfällt ein solcher Ermäßigungsgrund, werden ab diesem Zeitpunkt wieder 50 Prozent der regelmäßigen Bezüge erhoben.

4.	Der/dem Mandatsträger:in ist bekannt, dass freiwillig auch eine höhere Abführung als 50 Prozent der Bezüge zulässig und erwünscht ist. Nahegelegt wird dies insbesondere gut Verdienenden, die nicht auf die Bezüge aus dem Amt bzw. Mandat angewiesen sind.

5.	Die Abführungen an den Kreisverband sind zum Ende des Monats, in dem die Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder gezahlt werden, zu entrichten.

O	Individuell wird wie folgt davon abgewichen:

		_____________________________________________________________________

		____________________________________________________________________.

		(z.B. vierteljährliche oder halbjährliche Zahlung bei Kleinbeträgen)
 
Zahlungen erfolgen vorzugsweise mit einem monatlichen Dauerauftrag mit jährlicher Schlussabrechnung. Sie erfolgen unter Angabe des Stichworts „Mandatsträgerbeitrag“ auf folgendes Konto des Kreisverbandes: 

	___________________________		DE_________________________________________
	Name der Bank				IBAN

6.	Der Kreisverband verpflichtet sich, mit den empfangenden Abführungen sorgsam umzugehen und sie im Rahmen der Finanzplanung des Kreisverbandes ausschließlich für die satzungsgemäßen Zwecke oder zur Bildung einer Rücklage für die kommenden Wahlkämpfe einzusetzen. 
Der/dem Mandatsträger:in ist bekannt, dass derzeit 10 Prozent der Abführung vom Kreisverband an den Solidarischen Kommunalwahlfonds des Landesverbandes Die Linke Nordrhein-Westfalen weitergeleitet werden, um in kommenden Wahlkämpfen Kreisverbände mit geringer Ertragskraft zu unterstützen. Änderungen der bundes- und landesweiten Beschlüsse werden auch in Zukunft beachtet.

7.	Die Verpflichtung gilt für die Dauer des Mandats und unabhängig von einer Mitgliedschaft in der Partei oder der Zugehörigkeit zu einer Fraktion der Partei. Sie gilt auch für den Fall, dass ein Mandat im Laufe der Wahlperiode durch Nachrücken oder Nachwahlen erlangt wird. 
Die Verpflichtung gilt für alle Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder, die die/der Mandatsträger:in in der bzw. für die Wahlperiode 2025 bis 2030 von der Kommune, einer kommunalen Gesellschaft oder einer von der Kommune verwalteten Einrichtung erhält. Sie gilt über das Ende der Amtszeit hinaus weiter, bis alle Vergütungen, die der/dem Mandatsträger:in für die betreffende Amtszeit zugeflossen sind, abgerechnet wurden. 
Der/dem Mandatsträger:in ist bekannt, dass sich aus einer Nichteinhaltung dieser Vereinbarung zivilrechtliche Ansprüche der Partei ergeben, die gegebenenfalls gerichtlich durchgesetzt werden können.

8.	Die Mandatsträgervereinbarungen werden entsprechend dem Beschluss des Landesparteitags Die Linke Nordrhein-Westfalen vom 15./16.03.2025 im Original beim Landesverband archiviert.

[bookmark: _GoBack]9.	Es besteht Einverständnis, dass die Mitgliedschaft über die Einhaltung der Vereinbarung mittels sog. „Positivlisten“ informiert wird. Zu diesem Zweck reicht die/der Mandatsträger:in der/dem Kreisschatzmeister:in die Bescheinigungen über die erhaltenen Vergütungen bis zum 31.03. des jeweiligen Folgejahres ein.
Darüber hinaus gehende Informationen verbleiben im Kreisvorstand als dem dafür zuständigen Gremium, es sei denn, die/der Mandatsträger:in erlaubt ausdrücklich eine darüber hinaus gehende Weitergabe.



________________________________________
Ort und Datum


__________________________________		__________________________________
Mandatsträger:in					Kreisvorstand Die Linke _______________

